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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von:  Regierungspräsidium Gießen vom: 06.05.2010 

 
zu 1.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen 
 
zu 2.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Untere Wasserbehörde wurde beteiligt. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von:  Regierungspräsidium Gießen vom: 06.05.2010 

 
zu 3.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 4.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Das Forstamt Wettenberg wurde beteiligt. Es hat keine Stellungnahme abgegeben, daher 
ist davon auszugehen, dass die Belange des Forstes nicht beeinträchtigt werden.. 
 
zu 5.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von: Untere Bauaufsichtsbehörde vom 07.05.2010 

 
zu 1.: Der  Anregung wird entsprochen. Die Angabe der Gesetze wird ergänzt. 
 
zu 2.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 3.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 4.: Der Anregung wird entsprochen.   
 
zu 5.: Der Anregung wird entsprochen. 
Die Formulierung wird entsprechend angepasst. 
 
zu 6.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 7.: Der Anregung wird nicht entsprochen. Lt. Festsetzung A 5.1 ist je angefangene 300 
m² ein Hochstamm zu pflanzen. Dies erfordert die Pflanzung eines Hochstamms auch in 
250 m² großen Gärten. 
 
zu 8.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 9.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 10.: Der Anregung wird entsprochen. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von: Untere Bauaufsichtsbehörde vom 07.05.2010 

 
zu 1.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Das vermisste Wort steht auf der nachfolgenden Seite 7, wo sich der Satz noch weiter 
fortsetzt. 
 
zu 2.: Der Anregung wird entsprochen. 
Die Versickerungsthematik wurde an die neue Rechtslage angepasst. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von: Landkreis Gießen, Untere Wasserbehörde vom: 29.04.2010 

 
zu 1.: Der Anregung wird entsprochen. 
Der Verweis in der Begründung wird an das am 01.03.2010 geänderte Wasserrecht 
angepasst. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von:  Amt für Umwelt und Natur vom: 05.05.2010 

 
zu 1.:  Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Darstellung ist wurde nochmals überprüft und ist korrekt. 
 
zu 2.: Der Anregung wird teilweise entsprochen. 
Auf eine nähere Erläuterung der zu berücksichtigenden Belange von Umwelt- und 
Naturschutz wird verzichtet, da dieses den Rahmen eines Hinweises sprengen würde. Der 
ordnungsgemäße Einsatz von Chemietoiletten ist erlaubt. Eine nicht ordnungsgemäße 
Entsorgung ist über entsprechende Fachgesetze verboten und muss an dieser Stelle nicht 
noch einmal dezidiert erwähnt werden. Die Begründung wird an entsprechender Stelle 
um folgenden Satz ergänzt: „Falls Chemietoiletten zum Einsatz kommen, ist aus 
Umweltschutzgründen auf eine ordnungsgemäße Entsorgung zu achten. Eine Entsorgung 
in den benachbarten Gräben ist verboten.“ 
 
Der Bau einer zentralen Toilettenanlage ist derzeit aus Kostengründen nicht vorgesehen. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von: Schutzgemeinschaft Deutscher Wald vom 14.04.2010 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von: Schutzgemeinschaft Deutscher Wald vom 14.04.2010 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von: Schutzgemeinschaft Deutscher Wald vom 14.04.2010 

 
zu 1.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Baugrenzen wurden nochmals überprüft, d.h. mit dem vorliegenden 
Parzellierungsvorschlag überlagert. Es ist für jede Parzelle der Bau einer Gartenhütte 
innerhalb der Baugrenzen möglich. 
Sollte eine kleinräumigere Parzellierung gewählt werden, muss natürlich darauf geachtet 
werden, dass für jede Parzelle eine Baumöglichkeit innerhalb der Baugrenzen möglich 
ist. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von:  Lahn-Dill-Kreis, Amt für ländlichen Raum vom: 03.05.2010 

 
 
Die erwähnte Stellungnahme aus der vorgezogenen Behördenbeteiligung vom 
14.10.2009 ist auf der folgenden Seite zu finden. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von:  Lahn-Dill-Kreis, Amt für ländlichen Raum vom: 14.10.2010 

 
zu 1.: Der Anregung wird teilweise entsprochen. 
Auf die angeführte Kennzeichnung „Bereich für Landschaftsnutzung und –pflege“ wird auf 
Seite 5 der Begründung zum Entwurf des Bebauungsplans schon eingegangen. Der 
aktuelle Entwurf des Regionalplans wird nicht ausgewertet, da er noch nicht 
verabschiedet ist. 
 
zu 2.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Pflege wird, soweit sich kein Landwirt findet, vom zu gründenden Kleingartenverein 
oder vom Gartenamt übernommen. 
 
zu 3.: Der Anregung wird entsprochen. 
Auf das Nachbarrecht wird in Teil C „Hinweise“ hingewiesen (war auch schon im 
Bebauungsplan-Entwurf enthalten). 
 
zu 4.: Der Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Da die Schaffung einer neuen Kleingartenanlage auch den Einsatz städtischer Mittel 
erfordert, ist damit erst bei entsprechender Nachfrage zu rechnen.  

1 

2 

3 

4 



 14 
 

 

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von: Stadt Gießen, Amt für Brandschutz vom: 26.04.2010 

 
. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von: Stadt Gießen, Amt für Brandschutz vom: 26.04.2010 

 
Die erwähnte Stellungnahme aus der vorgezogenen Behördenbeteiligung vom 
14.10.2009 ist auf der folgenden Seite zu finden 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 bis 
11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von: Stadt Gießen, Amt für Brandschutz vom: 02.10.2010 

 
zu 1.: Der Anregung wurde entsprochen. 
Die Wegeparzelle kann eine Fahrtrasse von 5 m Breite aufnehmen. Die Art der Befestigung ist 
nicht festgesetzt und kann entsprechend den Notwendigkeiten des Amtes für Brandschutz 
ausgestaltet werden. Die Begründung ist schon zum Entwurf entsprechend ergänzt worden. 



 17 
 

 

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von: Stadt- und Kreisverband der Kleingärtner 
Gießen e.V. 

vom: 03.05.2010 

 
Die erwähnte Stellungnahme aus der vorgezogenen Behördenbeteiligung vom 
14.10.2009 ist auf der folgenden Seite zu finden. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von: Stadt- und Kreisverband der Kleingärtner 
Gießen e.V. 

vom: 14.10.2010 

 
zu 1.: Der Anregung wird teilweise entsprochen. 
Auf die Regelungen des Bundeskleingartengesetzes (u.a. einfache Ausfertigung) wird in 
Teil C „Hinweise“ hingewiesen; sie finden bei der Anlage der städtischen 
Kleingartenanlage selbstverständlich Anwendung. Weitere Festsetzungen erfolgen nicht, 
um die Gestaltungsfreiheit der Gartenpächter nicht zu beschränken. Eine Bodenplatte 
wird nicht ausgeschlossen.  
 
zu 2.: Der Anregung wird nicht entsprochen. 
Die Pflanzung von Hochstammobstbäumen soll der Eingrünung der Kleingartenanlage 
dienen. Die Krone kann durch Schnittmaßnahmen begrenzt werden. 
 
zu 3.: Der Anregung wird nicht entsprochen. 
Die angegebenen Gehölzarten sind kleinkronig oder schnittverträglich.  
Der Parzellierungsvorschlag im Beiplan 2 ergibt Kleingärten zwischen 250 und 400 m². 
Die genaue Parzellierung wird den Wünschen der späteren Pächter angepasst..  
 
zu 4.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Nutzung der inneren Erschließung der Kleingartenanlage kann über eine 
Vereinssatzung genauer geregelt werden. 
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN 
 
hier: Bebauungsplan Nr. Al 10/01 „Kleebachstraße“ 
 
Abwägung der Anregungen, die im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vom 09.04.2010 
bis 11.05.2010 vorgebracht worden sind. 
 

Stellungnahme von: Stadt- und Kreisverband der Kleingärtner 
Gießen e.V. 

vom: 14.10.2010 

 
zu 5.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die angesprochene Möglichkeit besteht und wird im Rahmen der Verpachtung geprüft. 
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